
 

Bezirkstag von Oberbayern 

Antrag der Fraktionen CSU, Bündnis 90 Die Grünen, 
FW, SPD, FDP, DIE LINKEN 

  
München, 14.07.2020 

Antrag zur Plenumsitzung des Bezirkstages von 
Oberbayern am 16.07.2020 

R E S O L U T I O N 

„Kommunaler Rettungsschirm für alle drei kommunalen 
Ebenen infolge der CORONA - Krise“ 

Der Bezirk Oberbayern befürchtet wegen der CORONA - Krise 
Steuereinbußen bei den Gemeinden und Städten und damit auch 
Auswirkungen auf die Bezirksumlage. 



Gemeindetag und Landkreistag rechnen mit Steuerausfällen von 
mehreren Milliarden Euro. Dieser Einbruch der kommunalen 
Finanzkraft hat auch deutliche Auswirkungen auf die 
umlagefinanzierten Bezirke.  

Die Kernfrage wird sein: Wie werden die gesetzlich verankerten 
Ansprüche auf die Hilfeleistungen im Bereich der Menschen mit 
Behinderung und der pflegebedürftigen Menschen dauerhaft 
sichergestellt. Gleiches gilt für die bezirklichen Leistungen im 
Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe, der Schulbegleitung, der 
jungen Erwachsenen im Asylbereich, der Auswirkungen durch das 
Angehörigen Entlastungsgesetz, der Sicherstellung der Ausbildung 
in den Fachschulen und der identitätsstiftenden Kultur- und 
Heimatpflege. Der Bezirk Oberbayern nimmt die Verpflichtungen 
aus der UN-Behindertenrechtskonvention mit dem Ziel der 
Inklusion ernst.  

Es darf zu keinen Einbußen bei den erreichten Qualitätsstandards 
kommen. Denn: all diese Leistungen sind wichtige Pfeiler unseres 
Sozialstaates und Garanten für unsere Demokratie. 

Gleichermaßen gilt es den gesetzlichen Pflicht-Versorgungsauftrag 
für die psychiatrischen Krankenhäuser sicher zu stellen. Die 
geplante Verordnung zur Änderung der Ausgleichszahlungen an 
Krankenhäuser muss, sowohl für die Erwachsenenpsychiatrie, als 
auch für die Kinder- und Jugendpsychiatrie, eine auskömmliche 
Pauschale gewährleisten. 

Die bezirkliche Leistungsfähigkeit und die gesetzlichen 
Verpflichtungen können nur durch ausreichende Finanzmittel 
sichergestellt werden. Dazu fordert der Bezirk Oberbayern, dass der 
kommunale Rettungsschirm für alle drei kommunalen Ebenen 
gespannt und bedarfsgerecht und ausreichend ausgestattet wird.  



Bei der Verteilung der Rettungsschirm-Mittel müssen die Bezirke 
ausreichend und direkt berücksichtigt werden.  

Der Freistaat Bayern wird deshalb aufgefordert, im Dialog mit den 
drei kommunalen Ebenen, tragbare Lösungen zu finden und im 
Bund für die entsprechenden gesetzlichen Ausgleichsregelungen 
zu sorgen.  

Die Forderung, die Bezirke endlich am quotalen Steuerverbund zu 
beteiligen und damit eine eigenständige Finanzierung 
sicherzustellen, bleibt selbstverständlich von diesen kurzfristigen 
Forderungen unberührt.  

Die Fraktionsvorsitzenden: 

Josef Loy, CSU                                                                                                 
Martina Neubauer, Bündnis 90 Die Grünen                                              
Sepp Hofer, Freie Wähler                                                                           
Helga Hügenell, SPD                                                                                
Barbara Gräfin von Baudissin-Schmidt, FDP                                       
Prof. Dr. Klaus Weber, DIE LINKE 

  




